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Algenteppich bedroht Badesaison
Die intensive Landwirtschaft lässt den Tang auf dem Atlantik explosionsartig wachsen

MICHELE COVIELLO

Eigentlich spaziert man hier barfuss
über feinen, hellen Sand zum türkis-
blauen Meer. Doch kurz vor dem Start
der Badesaison befürchten die Behör-
den in der Karibik, in Florida und am
Golf von Mexiko einen Dämpfer. Die-
ser Sommer könnte belastet sein. Auf
dem Atlantik treibt eine riesige Masse
an Algen – unvorstellbar gross, lästig für
Anwohner und Touristen. Die Algenart
Golftange (auch Sargassum genannt)
verbreitet sich seit etwas mehr als einem
Jahrzehnt explosionsartig. Im Jahr 2011
entdeckten Wissenschafter auf Satelli-
tenbildern einen grossen Gürtel dieser
Braunalge in der Karibik. Inzwischen
reicht der «Great Atlantic Sargassum
Belt» von der Ostküste Amerikas bis
zur afrikanischen Westküste.

DieAlgenart kann golden oder bronze-
farbig auf der Meeresoberfläche schim-
mern und schwimmt dank Bläschen an
ihren Stengeln an der Oberfläche. Die
Sargassum-Alge ist ein wichtiger Brut-
platz für Fische oder Schildkröten. Und
sie hat eine ähnliche Funktion wie ein
Riff: Unter ihrer Oberfläche ist viel Le-
ben. Aber wenn der Mensch ins System
eingreift, gerät es aus den Fugen:Wie For-
scher vermuten, hat der intensive Anbau
von Soja in Kongo, im Amazonas und im
Mississippi zur Sargassum-Explosion ge-
führt. Stickstoff und Phosphor aus dieser
Landwirtschaft gelangen über die Flüsse
in den Ozean.So stark wie die Sargassum-
Alge wächst derzeit keine andere Art.

«Der neue Normalzustand»

Der Gürtel dürfte auf rund 8000 Kilo-
meter angewachsen sein. Laut Berech-
nungen der Nasa soll er auch schon
mehr als 20 Millionen Tonnen gewo-
gen haben – das war 2018, im bisheri-
gen Rekordjahr. In den vergangenen
fünf Jahren gab es immer wieder grös-
sere Saisons. «Das ist der neue Nor-
malzustand», sagte der Meeresforscher
Brian Lapointe von der Florida Atlan-
tic University gegenüber dem Maga-
zin «Scientific American», «wir müs-
sen uns daran gewöhnen.» Und nun
scheint gerade eine der grössten Blü-
ten überhaupt stattzufinden. Seit meh-
reren Wochen werden die Algen wie-
der vermehrt an die Küsten der Karibik
wie etwa jene von Guadeloupe, Marti-
nique oder der Dominikanischen Repu-
blik angeschwemmt.Vergangene Woche
erreichten die Algen auch die Ostküste
von Florida und Cancún in Mexiko, wo

bereits im vergangenen Jahr die Bade-
gäste durch braune Algenhügel zum
Meer waten mussten.

Chuanmin Hu, Meeresforscher an der
University of South Florida, schätzt die
gegenwärtige Masse des Gürtels auf 6,1
Millionen Tonnen Algen. Bis im Sommer
dürfte sie erneut auf 20 Millionen Ton-
nen anwachsen, sagte er neulich gegen-
über CNN. Die Touristenorte befürchten,
dass die Algen ihre Strände verschmut-
zen werden. Das wäre nicht bloss optisch
ein Makel.An Land verwesen die Algen.
Und sie stinken. Der freigesetzte Schwe-
felwasserstoff riecht nicht nur nach fau-
len Eiern. Er kann auch schon in gerin-
ger Konzentration Augen und Atem-
wege reizen. Geraten sie in Kontakt mit
der Haut, können die Lebewesen in den
Algen zu Ausschlägen führen.

Im Rekordjahr 2018 meldeten Ärzte
auf Guadeloupe und Martinique Tau-
sende von Fällen akuter Schwefelwas-
serstoff-Belastung. Leben Schwangere
in der Nähe von befallenen Küsten, kann
ihr Risiko für Komplikationen erhöht
sein. Das legt eine Studie auf der Insel

Martinique nahe. Gefährlich werden die
verrottenden Algen auch für die Natur.
Sie verschmutzen die Strände, entziehen
dem Wasser Sauerstoff und bedrohen da-
mit auch die Mangroven – diese Bäume,
die an tropischen und subtropischen Küs-
ten ihre Wurzeln ins Salzwasser baumeln
lassen. Wassertiere leiden, weil die dich-
ten Algenmassen kein Sonnenlicht in
seichtes Gewässer lassen. Oder frisch ge-
schlüpfte Schildkröten schaffen es nicht
vom Strand über die angeschwemmten
Sargassum-Bündel bis ins Wasser.

Mit Schwermetallen belastet

Eine grosse Herausforderung ist, die
angeschwemmten Algen zu beseitigen
oder wiederzuverwerten. Denn Sargas-
sum ist mit Schwermetallen wie Arsen
oder Kadmium belastet. Bauern kön-
nen es weder kompostieren noch als
Dünger oder Tierfutter verwenden. Es
könnte in der Nahrungskette zu gesund-
heitlichen Schäden führen. In Mexiko
verarbeitet ein Unternehmer die Algen
zu einem Baumaterial, das einem Back-

stein gleicht.Andere Verwendungen gab
es bisher nicht.

Der Meeresforscher Ajit Subrama-
niam von der Columbia University ver-
folgt zusammen mit dem Unternehmen
Seaweed Generation eine Lösung, die
der Atmosphäre dienen könnte. Die Sar-
gassum-Alge bindet CO2 und verwan-
delt es in Biomasse. Der gigantische Sar-
gassum-Gürtel hat somit das Potenzial,
enorm viel Kohlendioxid aus der Luft
zu filtern. Die Firma Seaweed Gene-
ration entwickelt deshalb ein System
für das Wasser, das es ähnlich schon an
Land gibt – wie etwa das Zürcher Unter-
nehmen Climeworks zeigt, das CO2 aus
der Luft zieht und in Stein einlagert.
Seaweed Generation entwirft Robo-
ter, die wie Rochen aussehen. Sie sol-
len die Algen von der Meeresoberflä-
che fischen und dann auf dem Meeres-
grund einlagern. Der Weg dazu ist aber
noch weit. Der Forscher Subramaniam
bemängelt, dass es ausser in der Karibik
kaum Aufmerksamkeit für das Problem
der Sargassum-Alge gibt. Der Sommer
könnte dies ändern.

VergangeneWoche in Fort Lauderdale an der Ostküste Floridas: Die Sargassum-Alge bedeckt den Strand. JOE RAEDLE / GETTY

Idaho setzt auf Erschiessungskommandos
Im US-Gliedstaat können Todesurteile nicht vollstreckt werden, weil die Zutaten für die Giftspritze knapp sind

ELENA PANAGIOTIDIS

Seit bald vier Jahrzehnten sitzt Gerald
Pizzuto im Todestrakt der Hochsicher-
heitsanstalt von Idaho.Er wurde im Mai
1986 verurteilt, weil er bei einem be-
waffneten Raubüberfall zwei Personen
getötet hat. Anfang März nun wurde
sein Hinrichtungstermin zum zweiten
Mal verschoben, wie amerikanische
Medien berichten. Die Behörden kön-
nen den Medikamentencocktail nicht
auftreiben, der für die tödliche Gift-
spritze notwendig ist.

Grausame Pannen

Der neue Hinrichtungstermin ist nun für
diesen Donnerstag festgesetzt worden.
Und möglicherweise wird Pizzuto dann
tatsächlich exekutiert. Der Senat von
Idaho hat am Montag ein Gesetz ver-
abschiedet, das die Hinrichtung durch
Erschiessen vorsieht, falls es an Chemi-
kalien für die Giftspritze mangelt. Zu-
vor hatte das Repräsentantenhaus mit
überwältigender Mehrheit zugestimmt.
Nun muss noch Gouverneur Brad Little
unterzeichnen, ein bekennender Befür-
worter der Todesstrafe.

In 27 Gliedstaaten der USA gilt die
Todesstrafe immer noch. Die Giftspritze
ist dabei das bevorzugte Mittel. Doch
hatte es in den vergangenen Jahren eine
Reihe von grausamen Pannen gegeben,
bei denen Verurteilte nach Injektion der
Spritze erst nach stundenlangem Todes-
kampf starben. Mehrere Pharmaunter-
nehmen stellten daraufhin den Verkauf
von Medikamenten an die Gefängnis-
behörden ein. Unternehmen wie Pfizer
erklärten, ihre Medikamente seien dazu
bestimmt, das Leben zu verlängern und
Krankheiten zu behandeln. 2016 schrieb
das Unternehmen in einer Mitteilung:
«Pfizer lehnt die Verwendung seiner
Produkte für tödliche Injektionen zur
Vollstreckung der Todesstrafe entschie-
den ab.» Auch Johnson & Johnson, Dash
Pharmaceuticals und Sagent Pharmaceu-
ticals stellen ihre Produkte nicht mehr
für Hinrichtungen zur Verfügung.

Idaho hat nun mit den Erschiessungs-
kommandos bald «eine Alternative, um
Todesurteile zu vollstrecken», wie der
Generalstaatsanwalt Raúl Labrador zu-
frieden sagte. In Idaho war die Todes-
strafe 1864 eingeführt worden,noch bevor
das Territorium von Idaho in den ameri-
kanischen Staat integriert wurde.Seitdem

wurden laut dem «Informationszentrum
Todesstrafe» 29 Personen hingerichtet.

Erschiessungskommandos sind derzeit
in drei Gliedstaaten erlaubt: Oklahoma,
Utah und Mississippi.Aber nur, wenn an-
dere Methoden nicht verfügbar sind.

Freiwillige melden sich

Die Bürgerrechtsorganisation American
Civil Liberties Union (Aclu) bezeichnete
das Gesetz, das am Montag in Idaho vom
Senat beschlossen wurde, als «entsetz-
lich». Ein Erschiessungskommando sei
besonders grausam. Anders sehen dies
naturgemäss die Befürworter der Todes-
strafe: «Hier geht es nicht um die Frage,
ob wir die Todesstrafe haben sollten oder
nicht», sagte Senator Doug Ricks laut
dem «Idaho Statesman» in der Senats-
debatte am Montag. «Hier geht es um
Gerechtigkeit. Ich halte dies für einen
humanen Weg.»

Die Organisation Aclu wiederum
argumentiert, dass die Gewalttätigkeit
solcher Hinrichtungen bleibende Spu-
ren bei allen Beteiligten hinterlasse.
Seit 1976 wurden in den USA drei Per-
sonen durch Erschiessungskommandos
hingerichtet. Zuletzt Ronnie Lee Gard-

ner 2010 im Gliedstaat Utah. Medien-
berichte über die Hinrichtung Gardners
schildern einen Vorgang, der mit küh-
ler Präzision ausgeführt wurde: Der Ver-
urteilte wurde in einem dunkelblauen
Overall auf einem Metallstuhl gefesselt,
dann wurde ihm eine Kapuze übergezo-
gen. Über seinem Herzen wurde eine
weisse Zielscheibe angebracht. Um ihn
herum wurden Sandsäcke drapiert, um
Querschläger abzufangen. Fünf Polizei-
beamte, die sich dafür freiwillig gemel-
det hatten, bildeten das Erschiessungs-
kommando. Die Beamten wussten nicht,
wer von ihnen die Gewehre mit den töd-
lichen Kugeln bekamen und wessen Ge-
wehr eine Platzpatrone enthielt. Sie feu-
erten alle gleichzeitig aus einer Entfer-
nung von rund siebeneinhalb Metern.

Laut den Gefängnisbehörden von
Idaho warten im Todestrakt derzeit acht
Personen auf ihre Hinrichtung. Der 66
Jahre alte Gerald Pizzuto hat Blasen-
krebs im Endstadium und liegt seit zwei
Jahren in der Hospizabteilung. Doch das
stimmt die Behörden nicht milde. Der
Gouverneur lehnte die Empfehlung
des staatlichen Bewährungsausschusses
ab, die Todesstrafe in eine lebenslange
Haftstrafe umzuwandeln.

Balkonsprung
war geplant
Tod einer Familie in Montreux –
Verfahren wird eingestellt

ANTONIO FUMAGALLI, LAUSANNE

Der Fall bewegte über die Landesgren-
zen hinaus – und er lässt noch immer er-
schaudern: In den frühen Morgenstun-
den des 24. März 2022 sprangen in Mon-
treux fünf Personen von einem Balkon im
siebten Stockwerk. Vier von ihnen – ein
8-jähriges Mädchen, seine Eltern und die
Zwillingsschwester der Mutter – überleb-
ten den Sturz nicht.Ein 15-Jähriger wurde
schwer verletzt. Fünf Tage später präsen-
tierte die Waadtländer Polizei erste Er-
mittlungsergebnisse: So war bereits da-
mals klar, dass die fünf Personen nach-
einander und innerhalb weniger Minuten
gesprungen waren. Spuren eines allfälli-
gen Kampfes wurden nicht gefunden.Die
französische Familie interessierte sich ge-
mäss Behördenangaben für Verschwö-
rungstheorien und lebte praktisch autark.
Die Einzige, die aus beruflichen Gründen
regelmässig Kontakt zurAussenwelt hatte,
war die Zwillingsschwester der Mutter.

«Grosses Misstrauen»

Praktisch ein Jahr nach dem Ereignis
meldet die Staatsanwaltschaft nun, dass
sie das Verfahren demnächst einstellen
wird. Es handle sich um einen kollekti-
ven Suizid.Während des Tatherganges sei
keine Drittperson beteiligt gewesen, und
in den Körpern der Verstorbenen seien
keine Rückstände von chemischen Sub-
stanzen gefunden worden. Auch darüber
hinaus gebe es keine Hinweise darauf,
dass aussenstehende Personen, Gruppen
oder Bewegungen die Erwachsenen zur
Handlung angestachelt hätten.

Gegenüber den ersten Erkenntnis-
sen kurz nach der Tat vervollständi-
gen die Ermittler nun einige Punkte.
Sie stützen sich dabei auf die Analysen
der Gerichtsmedizin, die Durchsuchung
von zwei Wohnungen, die Auswertung
von Mobiltelefonen und Gespräche mit
Zeugen und Bekannten. So scheinen
die Zwillingsschwestern eine weit wich-
tigere Rolle gespielt zu haben, als zu-
nächst bekannt war.Sie seien «dominant
und besitzergreifend» gewesen und hät-
ten gegenüber den Kindern eine starke
Kontrolle ausgeübt. Der Vater hingegen
sei unauffällig gewesen. So waren es die
beiden Frauen, welche die Familie glau-
ben lassen haben, in einer «feindlichen
Welt» zu leben, wie die Staatsanwalt-
schaft schreibt. Gegenüber allen staat-
lichen Instanzen, notabene der Polizei
und der Schule, hätten sie ein «grosses
Misstrauen» an den Tag gelegt.

Ausdruck davon war, dass der Sohn
im Homeschooling unterrichtet worden
ist. Die Tochter war den Schulbehörden
nicht einmal bekannt, weil die Mutter
2019 – fälschlicherweise, wie sich nach
der Tragödie herausstellte – angegeben
hatte, mit ihr ins Ausland gezogen zu sein.

Religiöse Überzeugungen

Der Balkonsturz selbst war offenbar
keine Kurzschlusshandlung. Gemäss
ihren religiösen Überzeugungen habe
die Familie «die Reise in eine bessere
Welt» von langer Hand geplant und so-
gar eingeübt. Nur ein präzises Datum
sei nicht festgelegt worden, man habe
auf einen Auslöser gewartet. Zu diesem
wurde der unangemeldete Besuch von
zwei Polizisten an jenem Donnerstag-
morgen. Sie begaben sich zum Wohn-
haus, weil die Familie im Zusammen-
hang mit der Schulpflicht des Sohnes
wiederholt nicht auf Kontaktaufnah-
men reagiert hatte.

Der einzige Überlebende des Fami-
liendramas hat sich körperlich von sei-
nen Verletzungen erholt. Er sei aber
nicht in der Lage, die Ereignisse wie-
derzugeben, schreibt die Staatsanwalt-
schaft. Der nunmehr 16-Jährige wird
von der Waadtländer Vormundschafts-
behörde betreut.

Wenn Sie selbst Suizidgedanken haben oder
jemanden kennen, der Unterstützung be-
nötigt, wenden Sie sich bitte an die Berater
der Dargebotenen Hand. Sie können diese
vertraulich und rund um die Uhr telefo-
nisch unter der Nummer 143 erreichen.
Spezielle Hilfe für Kinder und Jugendliche gibt
es unter der Nummer 147.
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Ohne Bildung
gibt es keinen Staat
Der Lehrermangel ist zum Dauerzustand geworden, die Schulen werden zu Krisenherden.
Die Politik reagiert desinteressiert bis hilflos. Gelöst werden können die Probleme nur, wenn
Bildungspolitik endlich als Infrastrukturpolitik verstanden wird. Von Andri Rostetter

2006 setzten die Lehrerinnen und Lehrer der Rütli-
Schule in Berlin-Neukölln einen Hilferuf ab. Die
Gewalt war derart eskaliert, dass sich einzelne Leh-
rer nur noch mit Notfall-Handy ins Schulzimmer
getrauten. 2020 geriet die Gesamtschule Bock-
mühle in Essen in die Schlagzeilen,weil dort angeb-
lich fast zwei Drittel der 1400 Schüler aus Familien
stammen, die vonHartz IV leben. 2021 standen laut
einer Studie der Bertelsmann-Stiftung in Deutsch-
land 7500 Schülerinnen und Schüler am Ende ohne
Hauptschulabschluss da. Das sind 6,2 Prozent.

Verglichen mit den Problemvierteln deutscher
Grossstädte ist die Schweiz eine Komfortzone.Der
kleinräumige Föderalismus verhindert, dass ganze
Stadtteile in einem Sumpf von sozialer Vernach-
lässigung, Integrationsproblemen und Kriminali-
tät versinken. Lehrerinnen und Lehrer sind anstän-
dig bezahlt, vor ihren Schulen steht kein Sicher-
heitspersonal, das Dealer vom Pausenplatz fern-
halten muss.

Die Schulen kämpfen aber auch hier zunehmend
mit Problemen,die einen geregeltenUnterricht ver-
unmöglichen.VerhaltensauffälligeKinder,veraltete
Infrastrukturund fehlendesPersonal gehören längst
zumAlltag.LehrerinnenundLehrer verbringen ihre
Zeit damit,Schüler aus dysfunktionalen Familien zu
beaufsichtigen,Krisengesprächedurchzuführenund
Sondersettings zuorganisieren.Schulleitungenmüs-
senpermanentLücken imPersonalbestand stopfen,
sie kämpfen mit Platzproblemen und behördlichen
Leerläufen. Die Eltern zeigen sich gegenüber den
Schulen entweder desinteressiert, oder sie halten
sie für unfähig, ihremhochbegabtenNachwuchs die
richtige Förderung angedeihen zu lassen.

Der Niedergang des gesellschaftlichen Stellen-
werts der Schulen ist kein neues Phänomen. Der
Imageverlust geht zurück auf die Institutionskritik
der 1968er Bewegung, die an allem rüttelte, was
nach Autorität aussah. Die in den 1990er Jahren
beginnende Reformkaskade führte zu einer allge-
meinen Orientierungslosigkeit in der Bildung, die
Attraktivität des Lehrerberufs sank weiter.

Diese Entwicklungen mögen alte Verkrustun-
gen aufgebrochen haben, sie haben aber vor allem

die Resilienz der Schulen geschwächt. Ob Migra-
tion, Digitalisierung oder Pandemie: Globale poli-
tische und gesellschaftliche Verwerfungen schla-
gen im Klassenzimmer heute mit vollerWucht auf.
Gleichzeitig sind die Schulen kaum auf die Zukunft
vorbereitet. Laut demWEF-Report «The Future of
Jobs» von 2016 werden später 65 Prozent der Kin-
der, die heute in die Primarschule kommen,Berufe
haben, die es noch nicht gibt.

Ein Teufelskreis
Seit den Schulschliessungen in der Pandemie haben
die Pädagogen zwar wieder an Ansehen gewon-
nen. Die Eltern haben gesehen, wie schwierig es
ist, die Kinder Tag für Tag zu unterrichten. Poli-
tisch blieb dieser Prestigezuwachs praktisch fol-
genlos. Abgesehen von der alljährlichen Sommer-
debatte um den Lehrermangel und ein paar halb-
herzigen Gegenmassnahmen bleiben die Schulen
sich selbst überlassen.

Damit beginnt ein Teufelskreis. Die Überfor-
derung des Personals steigt, die Attraktivität der
Schule alsArbeitsplatz nimmt ab.Lehrkräfte wech-
seln den Job, oder sie steigen gar nicht erst ein.Das
bestehende Personal muss mehr Aufgaben über-
nehmen, die Gefahr der Überlastung steigt. Je
weniger Personal den Schulen zurVerfügung steht,
desto schwieriger wird es, die Qualität des Unter-
richts auf dem geforderten Niveau zu halten.

Die Politik reagiert ohnmächtig. In der Früh-
lingssession hat der Nationalrat eine Unter-
suchung zum Einfluss von Reformen auf den Leh-
rerbestand in Auftrag gegeben. Das ist löblich,
wird aber wirkungslos bleiben. In den vergange-
nen Jahren haben unzählige Studien die Ursachen
des Lehrermangels beleuchtet, der Einfluss von
Reformdruck, Klassengrössen, Lohnniveau, Aus-
bildungsmöglichkeiten und weiteren Faktoren ist
hinlänglich bekannt.

Hilflos mutet auch der Entscheid des National-
rats an, Berufsmaturanden den Zugang zur päd-
agogischen Hochschule künftig prüfungsfrei zu ge-

währen. Mit der höheren Durchlässigkeit lässt sich
die Zahl der Lehrdiplome vielleicht kurzfristig stei-
gern. Für die Qualität derAusbildung bedeutet das
aber nichts Gutes. Im schlechteren Fall führt es zu
einer Nivellierung nach unten und damit zu einer
schleichenden Deprofessionalisierung des Lehr-
amtes, mitsamt den negativen Folgen: Je schlech-
ter die Lehrkräfte ausgebildet sind, desto höher
sind das Frustrationspotenzial und das Risiko eines
raschen Berufsausstiegs.

AuchderwiederkehrendeRufnachhöherenLöh-
nen ist einAusdruck der Ratlosigkeit.Dass die Zahl
derLehrerinnenundLehrerüberdieSalärpolitik ge-
steuert werden könne, ist längst widerlegt.Selbst das
SP-nahe Beratungsbüro Bass musste in einer Studie
für den Kanton Graubünden 2010 feststellen, dass
LohnerhöhungenkeineffizientesMittel sind,umden
Lehrermangel zubekämpfen.Vielmehrhaben siedas
Potenzial, das Problem zu verschärfen, zumal sie ein
Anreiz zur Pensenreduktion sein können.

Die Gemeinden sind mit der Bildungspoli-
tik ebenfalls überfordert. Dringend nötige Bau-
projekte werden auf die lange Bank geschoben,
Modernisierungen und Erweiterungen mitVerweis
auf knappe Budgets gestrichen.Womoderne Schul-
häuser mit kinderfreundlicher Umgebung und ver-
netztenArbeitsplätzen für Pädagoginnen, Logopä-
den und Schulleitungen stehen sollten, stapeln sich
über Jahre lernfeindliche Blechkisten. Der Contai-
ner ist zum Sinnbild für die kurzsichtige Bildungs-
politik geworden. Er steht für die Hoffnung, dass
sich das Problem mit den Schülerzahlen und der
Infrastruktur irgendwann von selbst lösen wird.

Schlüssel zum Erfolg
Für die Schule gibt es einen zentralen Ausweg
aus der Krise: Sie muss als Arbeitsplatz so attrak-
tiv wie möglich sein. Sie muss ein Ort sein, an
dem sich die Lehrerinnen und Lehrer gern auf-
halten. Sie muss Schülerinnen und Schülern die
bestmögliche Umgebung bieten, um sich zu ent-
wickeln. Das funktioniert nur, wenn die Kantone
und die Gemeinden in den nächsten Jahren mas-
siv in die Infrastruktur investieren.

Anschauungsmaterial gibt es genug. Grossbri-
tannien versuchte bereits nach der Jahrtausend-
wende,mit dem Programm «Building School for the
Future» über die Verbindung von Architektur und
pädagogischer Innovation die Bildung zu moder-
nisieren. Die dänische Designerin Rosan Bosch,
eineWegbereiterin moderner Bildungsarchitektur,
berät weltweit Behörden und baut Schulen von
Abu Dhabi bis Peking. In der Schweiz sind es vor
allem Privatschulen, die sich dem langfristigen und
innovativen Denken verschrieben haben, etwa die
Neuen Stadtschulen in St. Gallen und Zürich oder
die Bildungsgruppe Haus des Lernens.

Steigern lässt sich die Attraktivität der Schule
als Arbeitsplatz auch, indem die Lehrerinnen und
Lehrer radikal entlastet werden. Das heisst nicht
nur, dass Aufgaben, die nicht unmittelbar mit dem
Unterricht zu tun haben, gestrichen werdenmüssen.
Nötig sind auch begleitende Massnahmen wie obli-
gatorische Sprachkurse für fremdsprachige Kinder,
Sanktionsmöglichkeiten für den Umgang mit un-
kooperativen Eltern und Begleitung für junge Leh-
rerinnen und Lehrer beim Berufseinstieg. Dazu
braucht es keine neuen Lehrpläne oder Harmos-
Konkordate.Die Kantone können solche Massnah-
men in Eigenregie umsetzen.Das kostet zwar Geld,
ist mühselig und aufwendig.Und es wird Jahre dau-
ern, bis sich dieWirkung entfaltet.Alternativen gibt
es nicht. Eine Krise der Schule wird über kurz oder
lang zu einer Krise der Gesellschaft.

Dass sich die Probleme weiter verschärfen wer-
den, ist so gut wie sicher. Gemäss dem Bundesamt
für Statistik müssen bis 2031 allein für die Primar-
stufe zwischen 43 000 und 47 000 neue Lehrkräfte
rekrutiert werden. Im gleichen Zeitraum werden
die pädagogischen Hochschulen gemäss BfS-Zah-
len voraussichtlich rund 34 000 Lehrdiplome für
die Primarstufe ausstellen. Sogar im besten Fall
werden also 9000 Lehrerinnen und Lehrer fehlen.
Diese Zahlen könnten noch markant nach oben
korrigiert werden, zumal die Kinder, die nach 2026
zur Schule gehen werden, noch gar nicht geboren
sind.Auch sind die 18 000 ukrainischen Kinder und
Jugendlichen, die seit Kriegsbeginn in der Schweiz
die Schule besuchen, noch nicht eingerechnet, da
noch unklar ist, wie lange sie bleiben und wie viele
noch hinzukommen werden.

Auch der Effekt der Migration auf die Schu-
len wird nach wie vor unterschätzt. Der Bildungs-
bericht hält dazu unmissverständlich fest: Je mehr
Kinder aus fremdsprachigen, ausländischen oder
bildungsfernen Familien eine Schule hat, desto
grösser werden die Schwierigkeiten. Das Leis-
tungsniveau sinkt, soziale Konflikte und Krimina-
lität nehmen zu.

Noch ist der Glaube an die immerwährende Spit-
zenqualität des eidgenössischen Bildungswesens un-
erschütterlich. Die Schweizer Schulen werden aber
gefährlich schnell ins Mittelmass absinken, wenn
Bildungspolitik nicht endlich als Infrastrukturpoli-
tik verstanden wird. Schulen gehören zur Grund-
ausstattung eines Staates, sie sind essenziell für das
Funktionieren und die Entwicklung der Demokra-
tie und der Volkswirtschaft. Wer die Schulen ver-
kommen lässt, lässt das Land verkommen.

Schulen gehören zur
Grundausstattung eines
Staates, sie sind essenziell
für das Funktionieren
und die Entwicklung
der Demokratie und
der Volkswirtschaft.


